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Überblick 
 
Der Rat für Höhere Bildung (YÖK) lässt – indirekt – 
an höheren Bildungseinrichtungen das Kopftuch zu; 
die Verhaftung des ehemaligen Polizeichefs von 
Eskişehir, Hanefi Avcı, zeigt erste Auswirkungen auf 
die religiöse Bewegung des Fethullah Gülen und die 
Hauptoppositionspartei CHP; Bruch des Waffenstill-
stands: bei einem Gefecht mit der PKK kommen 
zwei Soldaten ums Leben. 
 
YÖK gibt in der Kopftuchfrage nach  
 
4. Oktober – Der Rat für Höhere  Bildung wider-
spricht dem Rauswurf einer Studentin aus einer 
Universitätsveranstaltung, weil sie einen Hut getra-
gen hatte. Der YÖK wurde auf entsprechende Be-
schwerde der Studentin hin tätig. Im YÖK-Schreiben 
wird das Kopftuch zwar nicht namentlich genannt, 
die Billigung einer Kopfbedeckung überhaupt wird 
jedoch als faktische Zulassung gewertet.  
Zur Begründung heißt es, dass die Studentin wegen 
eines „Verstoßes gegen die Disziplinarordnung“ 
nicht aus der Veranstaltung entfernt werden durfte. 
Der Dozent der Veranstaltung hätte ein Protokoll 
aufsetzen und an das Dekanat schicken müssen. 
Gegen ihn werde deshalb ermittelt. 
Seit Jahren ist das Kopftuch mehr als nur ein Zank-
apfel zwischen den Konservativen und weltlich-
nationalistischen Kreisen. Der religiöse Charakter 
der Kopfbedeckung wird insbesondere von der op-
positionellen CHP als eine Bedrohung für die repub-
likanische Grundordnung angesehen. Aus der Stel-
lungnahme des YÖK schließen Beobachter, dass 
man von jetzt an dazu bereit ist, darüber hinweg zu 
sehen.   
 
Die Haltung der CHP 
 
In einer Kehrtwendung zu ihrer früheren harten 
Haltung hat die CHP angekündigt, keine rechtlichen 
Schritte gegen den YÖK Beschluss einzuleiten. Es 
wird erwartet, dass das Kopftuchverbot fallen wird. 
Allerdings gibt es einen -auf Betreiben der CHP er-
gangenen- Verfassungsgerichtsbeschluss zum Kopf-
tuch, der nicht einfach ignoriert werden kann. Wie  

 
einige Kommentatoren angemerkt haben, stellt der 
YÖK Beschluss, ohne eine Verfassungsänderung, ei-
gentlich einen Rechtsbruch dar. 
 
Führende CHP Funktionäre erklärten die Kopftuch-
problematik zu einer Frage von Persönlichkeitsrech-
ten und Freiheiten und nahmen ausdrücklich Ab-
stand von irgendwelchen religiösen Implikationen. 
Denn falls die Freigabe des Kopftuchs religiös be-
gründet werde, ist nicht auszuschließen, dass wei-
tere religiös motivierte Forderungen Eingang ins öf-
fentliche Leben finden (z.B. Freistellung von der Ar-
beit zu den Gebetszeiten u.a.).  
Befürchtet wird, dass Kopfbedeckung bereits für die 
Grundschule gefordert werden könnte. Dann wäre 
nach Ansicht von Beobachtern tatsächlich zu be-
fürchten, dass das öffentliche Leben immer stärker 
von den religiösen Regeln des Islams bestimmt wird.  
Die Bereitschaft der CHP Führung, das Kopftuchver-
bot aufzuheben, stieß in den Reihen von CHP Abge-
ordneten auf Kritik, die davor warnten, die Kopfbe-
deckung als ein triviales Problem abzutun. Anderer-
seits muss die Partei mit Stimmenverlusten rechnen, 
wenn sie auf dem Verbot beharrt. 
 
Die rechte MHP gab unterdessen ihre Bereitschaft 
zur Freigabe des Kopftuchs an den Universitäten 
bekannt, vorausgesetzt, AKP und CHP finden zu ei-
ner Einigung. 

Was kommt nach dem Kopftuch?   

Die faktische Freigabe des Kopftuchs an Universitä-
ten wirft die Frage auf: Und was ist mit dem Rest 
des öffentlichen Dienstes? Die Diskussionen dazu 
nehmen langsam Fahrt auf... 

Der Fall Hanefi Avcı  
 
Die Verhaftung von Hanefi Avcı und die Aussagen 
aus seinem vor kurzem erschienenen Buch werden 
in Presse und Fernsehen weiterhin diskutiert. Das 
Ereignis ist längst nicht mehr auf einen Polizeichef 
und dessen Anschuldigungen an die Adresse der re-
ligiösen Gülen-Bewegung beschränkt, sondern hat  
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sich zu einer umfassenden Diskussion der Beziehun-
gen von Polizei, Politik und Bewegung ausgeweitet.  
Der in U-Haft einsitzende Avcı soll Meldungen zu-
folge erklärt haben, keinen Antrag auf Freilassung 
stellen zu wollen. Der ihm von der Anwaltskammer 
gestellte Anwalt hat es gleichwohl getan und wurde 
abschlägig beschieden. 
Obwohl Avcı schwere Vorwürfe gegen die der Re-
gierungspartei AKP nahe stehenden Gülen Bewe-
gung erhebt, findet er selbst bei einigen AKP nahen 
Journalisten Unterstützung. Allerdings weniger für 
seine Thesen, als für seine Integrität, die er in sei-
nem bisherigen Berufsleben gezeigt habe. Ange-
sichts dessen sei seine Verhaftung nicht gerechtfer-
tigt. 
 
Die Unterstützung für Avcı aus den „üblichen“ Krei-
sen gipfelte am 4. Oktober in einer Demonstration 
vor dem zuständigen Gericht. Die Demonstranten, 
unter ihnen führende Journalisten, Schriftsteller 
und Künstler, die ehemaligen CHP Abgeordneten 
Sabri Ergül und Ercan Karakaş, der Journalist Cüneyt 
Ülsever und der Maler Bedri Baykam, forderten 
„Recht für Hanefi Avcı; Recht für alle“. In einer be-
gleitenden Presseerklärung wurde Freilassung von 
Amts wegen und Untersuchung der Behauptungen 
in Avcıs Buch verlangt. In Briefen Avcıs an Journa-
listen, die am 5. und 9. Oktober bekannt wurden, 
macht er eine Kampagne der Gülen-Bewegung für 
seine Festnahme verantwortlich. Die gegen ihn er-
hobenen Anschuldigungen seien unbegründet und 
das Verfahren gegen ihn ungesetzlich.  
 
Unter anderem schreibt Avcı: „Ein Rechtssystem, das 
einen Polizeibeamten mit 34 Jahren Berufserfah-
rung urplötzlich zum Unterstützer einer linken Ter-
rorvereinigung macht, ist nicht mehr gerecht.“ Und 
an anderer Stelle: „Ich habe keine Personen oder 
Vereinigungen unterstützt, die mir von Berufs we-
gen oder nach dem Gesetz verboten waren. Hierzu 
gibt es keinen ernst zu nehmenden Beweis, keinen 
Redebeitrag, keinen Zeugen. Die Personen, gegen 
die ich Anschuldigungen erhoben habe, stellen völ-
lig unwahrscheinliche Behauptungen auf, um ihre 
ungesetzlichen Lauschangriffe und Überwachungen 
zu vertuschen. Diese Sache ist nicht allein mein 
Problem, dieses Verständnis von Recht und Gerech-
tigkeit stellt für alle eine Gefahr dar und ist mit ei-
nem Rechtsstaat nicht vereinbar.“ 
 
Am 6. Oktober besuchten vier CHP-Abgeordnete den 
Häftling. In einer anschließenden Erklärung ging der  

 
 
Abgeordnete für Izmir, Ahmet Ersin, auf die von 
Avcı erhobenen Anschuldigungen ein: „Das die Be-
wegung insbesondere im Polizeiapparat organisiert 
ist, wussten wir; dennoch waren die weiteren Ent-
hüllungen ein Schock für uns. Der Nachrichten-
dienst und KOM – Abteilung Schmuggel und Orga-
nisiertes Verbrechen – stehen außerhalb der Geset-
ze und sind staatlicher Kontrolle entzogen.“ Çetin 
Soysal, CHP Abgeordneter für Istanbul, fügte dem 
hinzu: „Es gibt eine Organisation, in der Religiöse 
die Führung innehaben. Die Ausmaße sind erschre-
ckend. Wir haben gesagt, dass in der Türkei eine 
Schreckensherrschaft errichtet wird. Jetzt wissen 
wir, wo das herkommt.“ 
 
Mitschnitte von Telefongesprächen  
 
Für weitere Verwirrung sorgte das Bekanntwerden 
von Telefonmitschnitten, die angeblich in Avcıs Bü-
ro gefunden wurden. Die Aufnahmen stammen aus 
der Mitte der 90er Jahre und betreffen führende 
Journalisten, ehemalige Politiker und Geschäftsleu-
te. Die abgehörten Personen wurden von der 
Staatsanwaltschaft informiert und danach befragt, 
ob sie Klage erheben wollen. Avcı bestreitet, mit 
den Aufnahmen irgendetwas zu tun zu haben; für 
ihn ist der wahre Adressat die Gülen Bewegung. 
Sein Anwalt gab bekannt, dass er über eine Büro-
durchsuchung nicht informiert worden ist und auch 
nicht daran teilgenommen habe. 
 
 
Oberstaatsanwalt Cihaner nimmt sich die Gü-
len Bewegung vor 
 
1. Oktober - Oberstaatsanwalt Cihaner erhebt 
schwere Vorwürfe gegen religiöse Gruppen. Bereits 
einmal hat sich der Staatsanwalt von Erzincan dabei 
die Finger verbrannt. Seine vorläufig letzten Ermitt-
lungen gegen religiöse Gemeinschaften in Erzincan 
hatten ihm eine Anklage wegen Amtsmissbrauch 
und Mitgliedschaft in der illegalen Vereinigung Er-
genekon eingebracht. In einem Fernsehinterview er-
klärte er jetzt, dass religiöse Sekten und Gruppie-
rungen die Politik in der Türkei maßgeblich beein-
flussen würden. „Jeder der gegen diese Gruppen 
vorgeht, landet im Gefängnis und sieht sich einer 
Anklage gegenüber. Alles wird von einer Zentrale 
aus gelenkt.“  
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Die treibende Kraft hinter den illegalen Lauschan-
griffen im Land ist für Cihaner „die religiöse Bewe-
gung“. „In diesem Land werden Generäle und Rich-
ter [illegal] abgehört. Dem müsste die Staatsanwalt 
und der Nachrichtendienst einen Riegel vorschie-
ben. Aber sie tun nichts. Ich habe gegen diese 
Gruppierungen Ermittlungen aufgenommen und 
wurde dabei behindert. Die Leute, die in diesem 
Machtspiel die Fäden in den Händen halten, haben 
über meinen Kopf hinweg gewissen Kreisen Mittei-
lungen zukommen lassen.“  
 
Prozess des Wandels in der CHP 
 
Den Worten des CHP Vorsitzenden Kılıçdaroğlu be-
ginnen allmählich die Taten – in Form von Ände-
rungen in der Parteipolitik – zu folgen. Sei es der 
EU-Beitritt, das Kurdenproblem, die Kopftuchfrage 
oder Menschenrechte, die Haltung der CHP zu 
Rechten und Freiheiten wird liberaler. 
 
Bei seinem Besuch in Brüssel betonte Kılıçdaroğlu 
die Entschlossenheit der CHP im Mitgliedschafts-
prozess und kündigte damit eine wichtige Kehrt-
wende an. Weitere vom Vorsitzenden hervorgeho-
bene Themen richteten sich indirekt an die Adresse 
Ankaras: Druck auf die Medien, Lauschangriffe auf 
jedermann und die damit erzeugte Atmosphäre der 
Angst. Auf der Fraktionssitzung am 5. Oktober setz-
te er seine Kritik fort. Er beschuldigte die AKP ihre 
Zusicherungen nicht zu erfüllen, die EU-Reformen 
zu verzögern und – in Anspielung auf die häufig zu 
hörende Klage des Ministerpräsidenten, dass die EU 
die Türkei hinhält – die eigentlich Schuldige an den 
Verzögerungen zu sein. 
 
Am 9. und 10. Oktober kam die CHP-Führung mit 
ihren Parlamentsabgeordneten in Abant zusammen, 
um die Parteipolitik zu diskutieren. Auch dies ist ein 
Zeichen für den Wandel in der Partei. Dieser Gedan-
kenaustausch mit den eigenen Abgeordneten ist für 
die CHP eine bedeutende Neuerung, während es für 
die AKP eine regelmäßig geübte Praxis ist, ebenso 
wie für die MHP, wenn auch deutlich weniger häu-
fig. 
 
Nachdem was in der Presse bekannt wurde, hat die 
neue Parteiführung mit den Abgeordneten die wei-
tere Ausrichtung der Partei diskutiert. Altgediente 
Parteimitglieder sprachen sich dabei gegen Abwei-
chungen von ihrer traditionellen Politik aus; eine 
Haltung, die nicht unwidersprochen hingenommen  

 
 
wurde und zu lebhaften Auseinandersetzungen An-
lass gab. Offen kritisiert wurde von einigen die Auf-
gabe der Parteilinie zum Kopftuch, die Hinnahme 
des Kopftuchs an Universitäten und die Zurückhal-
tung, die Angelegenheit vor den Richter zu bringen.    
Anhänger des – im Zusammenhang mit einem Ehe-
bruch-Skandal – zurückgetretenen früheren Vorsit-
zenden, Deniz Baykal, sollen laut Medienberichten 
in Feindschaft zur neuen Parteiführung stehen und 
sie der Diskriminierung beschuldigen. 
  
Vor der Wochenendtagung in Abant waren die Pro-
vinzführer zu einer separaten Sitzung zusammenge-
treten. Dabei wurde der von Baykal seit einiger Zeit 
vorgetragene Vorschlag, eine Parteiversammlung 
zur Änderung der Parteistatuten einzuberufen, im 
Sinne der neuen Führung abgelehnt. Ein weiteres – 
hochsymbolisches – Zeichen für eine konstruktive 
Oppositionspolitik wurde anlässlich einer Ansprache 
von Staatspräsident Gül vor dem Parlament gesetzt. 
Beim Eintritt von Gül standen diesmal auch die CHP 
Abgeordneten auf – nur Baykal und ein, zwei weite-
re Abgeordnete blieben sitzen. 
 
Bei seiner Rede aus Anlass der neuen Legislaturperi-
ode am 1. Oktober mahnt der Staatspräsident an, 
dass „U-Haftzeiten nicht in faktische Gefängnisstra-
fe umgewandelt werden dürfen“ und dass „eine 
größere Bandbreite in der politischen Vertretung si-
chergestellt werden muss“. Diese Bemerkungen fan-
den auch den Zuspruch des CHP-Vorsitzenden. 
Einen Tag später nahm Kılıçdaroğlu in eine Rede vor 
Parteimitgliedern die Kritik des Staatspräsidenten 
an der zu langen U-Haft auf. Zusammen mit den 
Versuchen, die Universitäten und Medien zum 
Schweigen zu bringen, ergebe sich ein Zustand wie 
zu Zeiten des „inneren Notstandes“. In diesem Zu-
sammenhang kündigte er einen Bericht über die Si-
tuation der Medien an, der der EU vorgelegt werden 
soll. 
 
Einige der im Ergenekon Prozess Angeklagten sitzen 
bereits seit über zwei Jahren in U-Haft. Überhaupt 
sind über die Hälfte aller in türkischen Gefängnissen 
Einsitzenden Untersuchungshäftlinge. Besondere 
Beachtung fand die Ansprache des ehemaligen 
Staatspräsidenten Demirel, die er aus Anlass der Er-
öffnung des neuen akademischen Jahres an der 
Universität in Isparta hielt, deren Namenspatron er 
ist: „Keine Universität darf schweigen. Kein Land 
darf schweigen. In einem Land zu leben, das 
schweigt, ist wie ein Leben in einem Albtraum. Und  
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warum schweigt ein Land, weil es Angst hat, den 
Mund auf zu machen. Aber warum fürchtet ihr 
euch, redet. Mach` den Mund auf, verlass` die vor-
gegebene Linie und riskier`, in Silivre [Synonym für 
den Ergenekon Prozess; Anm.d.Red.] zu landen.“ 
Diese Äußerungen Demirels waren auch an den an-
wesenden Kılıçdaroğlu gerichtet. Sie fanden in der 
Presse ein breites Echo.  
 
 

Vorarbeiten zum neuen Grundgesetz 
 
Noch in der Nacht des Referendums zum Verfas-
sungsänderungspaket, das im vergangenen Monat 
angenommen wurde, hatte Ministerpräsident den 
unverzüglichen Beginn der Arbeiten zu einem neuen 
Grundgesetz verkündet. CHP und MHP haben wenig 
später zugesagt, Vertreter in die einzurichtende 
Kommission zu entsenden. 
Doch bereits am 4. Oktober begann Erdoğan zurück 
zu rudern. Wegen der Parlamentswahlen in der ers-
ten Juniwoche 2011 sei nicht genug Zeit. Stattdes-
sen schlug er Zusammenarbeit zum Kopftuchprob-
lem vor, „sollte es die CHP [mit ihrem diesbezügli-
chen Versprechen] tatsächlich ernst meinen“. Die 
CHP hatte jedoch immer eine breitere Palette von 
Fragen im Sinn, einschließlich weitergehender Ver-
fassungsänderungen, Senkung der Wahlhürde, Im-
munität, Abschaffung des Rates für Höhere Bildung. 
 
Rücktritte im HSYK  
 
Nach der Annahme der Verfassungsänderungen 
steht jetzt die Neuorganisation des Obersten Rates 
der Richter und Staatsanwälte (HSYK) sowie die 
Wahl neuer Mitglieder auf dem Programm. Zusam-
men damit reichten die ersten Mitglieder des alten 
HSYK, der sich einer Reform widersetzt hatte, ihren 
Rücktritt ein. Das Interesse der Öffentlichkeit wurde 
damit auf den neuen Wahlmodus gelenkt. 
 
Am 11. Oktober erklärten vier der fünf nicht der Re-
gierung angehörenden Hauptmitglieder des HSYK 
und drei Stellvertreter ihren Rücktritt. Damit hat der 
Rat nahezu geschlossen die Arbeit niedergelegt. Als 
Grund nannten die Ratsmitglieder, dass der – dem 
Rat vorsitzende – Justizminister die Arbeit behin-
dert habe. Dazu erklärte der stellvertretende Rats-
vorsitzende Kadir Özbek: „Der HSYK hat sich ohne 
jedes Vorurteil und ohne jeden Hintergedanken die 
ihm mit der Verfassung und anderen Gesetzen über-
tragenen Zuständigkeiten zu eigen gemacht und nie  

 
 
einen Zweifel daran gelassen, seine Funktionen im 
Rahmen der Gesetze auszuüben. Dennoch ist es 
dem Rat seit dem 17. August 2010 nicht mehr mög-
lich, seine Aufgaben zu erfüllen. Dieser Umstand 
wurde dem Justizministerium mehrfach mündlich 
und schriftlich zur Kenntnis gebracht; außerdem 
wurde für jede Ratssitzung, die [aufgrund der Ab-
wesenheit des Justizministers] nicht abgehalten 
werden konnte, ein Protokoll aufgesetzt und an die 
zuständige Behörde geschickt, ohne dass sich am 
Zustand etwas geändert hat.“   
 
Das Justizministerium wies diese Vorwürfe zurück 
und verwies auf die Verfassungsänderung, die eine 
stark erweiterte Zusammensetzung des HSYK erfor-
dert und ein Quorum von 15 Mitgliedern [dem alten 
Rat gehören nur sieben Personen an; Anm.d.Red.]. 
Deshalb müsse erst deren Wahl abgewartet werden. 
Außerdem stünden einige Ratsmitglieder kurz vor 
der Pensionierung. Ministerpräsident Erdoğan be-
zeichnete die Rücktritte als „Show“ und konnte sich 
nicht verkneifen nach zu treten: „Überhaupt seid ihr 
damit spät dran.“ sagte er. Die Wahl zum neuen 
HSYK ist für den 17. Oktober vorgesehen. 
 
Das Kurdenproblem 
 
Die diplomatischen Bemühungen für eine Lösung 
des Kurdenproblems dauern an. Als wichtig in die-
sem Zusammenhang wird die Reise des Ministerprä-
sidenten nach Syrien angesehen. Es heißt, dass da-
bei die Frage der syrisch-stämmigen PKK Mitglieder 
angesprochen wurde.  
 
Für Beobachter ist das Ziel der diplomatischen Initi-
ative die Isolierung der PKK, wenngleich hierzu bis-
her keine offizielle Stellungnahme erfolgt ist. Die zi-
vile Variante der Konfliktbeilegung hängt auch mit 
der Abneigung der Führung des Nordiraks, in dem 
die PKK ihren Hauptstützpunkt unterhält, für militä-
rische Aktionen auf ihrem Gebiet zusammen. Aller-
dings stellte die Türkei auch klar, dass „die Türkei 
ihre Sicherheit nicht von einer einseitigen Waffen-
stillstandserklärung der PKK abhängig macht“.  
 
Unterdessen wurde bekannt, dass die türkischen 
Streitkräfte dazu ermächtigt wurden, grenzüber-
schreitende Aktionen zu unternehmen, während 
gleichzeitig die „Aktionsdiplomatie“ gegenüber der 
regionalen kurdischen Verwaltung (des Nordiraks) 
sowie mit dem Iran und Syrien fortgesetzt wird.   
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Auf einer unter Ausschluss der Öffentlichkeit ge-
führten Sitzung des Parlaments am 12. Oktober 
wurde die Terrorproblematik diskutiert; dabei wurde 
die Vollmacht der TSK zu Operationen jenseits der 
eigenen Grenzen um ein weiteres Jahr verlängert. 
Der Vorsitzende der Kurdenpartei BDP, Demirtaş, 
wies in einer Stellungnahme auf den Widerspruch 
hin, dass die Regierung einerseits den Rückzug der 
bewaffneten Kräfte der PKK von türkischem Boden 
verlangt und andererseits weiter grenzüberschrei-
tende Operationen zulässt. „Zum Kurdenproblem 
gibt es nichts, was unter Geheimhaltung diskutiert 
werden muss“, sagte Demirtaş und fuhr fort: „Das 
Kurdenproblem ist ein Problem der Türkei. Jeder hat 
das Recht, ausführlich darüber informiert zu wer-
den. Lasst uns alles offen diskutieren, z.B. im Fern-
sehen in Direktübertragung. Was soll die Geheim-
haltung, warum hinter verschlossenen Türen re-
den?“ 

11. Oktober – Die „Initiative – Ausbildung in Kurdi-
scher Sprache“ übergibt Unterschriftenliste. Der 
Provinzverwaltung Batman des Bildungsministeri-
ums wurde eine Liste mit 4.000 Unterschriften von 
Unterstützern der Kampagne überreicht. Dazu er-
klärte der stellvertretende BDP-Fraktionsvorsitzende 
und Abgeordnete von Batman, Bengi Yıldız, dass 
seine Partei eine föderale Struktur für die Türkei 
vorgeschlagen habe. In einem solchen Verband wer-
de im autonomen Kurdistan Kurdisch die Amtsspra-
che und Türkisch eine Zweitsprache sein. Das ge-
genwärtige System müsse aufgegeben und die von 
Kurden bewohnten Gebiete dürften nicht länger 
ausgebeutet werden. Da die gegenwärtigen Vertre-
ter des Staates, Gouverneur, Landrat und andere 
Beamte, aber auch Lehrer, kein Kurdisch beherr-
schen, könnten sie die Probleme der Bevölkerung 
nicht verstehen.  

Widerstand gegen einen Staudamm in Tunceli 
    
1. Oktober .Hunderte Demonstranten verhinderten 
Probebohrungen im Munzur-Vadi, die als Vorberei-
tung zum Bau eines neuen Staudamms geplant wa-
ren. Die Bürgermeisterin von Tunceli, Edibe Şahin, 
machte den Staudammarbeitern und Ingenieuren 
unmissverständlich klar, dass man beim nächsten 
Mal weniger Geduld und Rücksichtnahme zeigen 
werde.   
 
 

 
 
Sonstige Ereignisse 
 
2. Oktober: 
Die PKK zündet in einer Siedlung für Polizeiangehö-
rige in Izmir Gaziemir drei PKWs an.   4. Oktober – 
Die PKK zündet im Landkreis Kulp in der Provinz 
Diyarbakır Straßenbaumaschinen einer Privatfirma 
an.    
 
4. Oktober: 
In Şanlıurfa werden bei einer Anti-PKK-Aktion 24 
Personen festgenommen, von denen acht in Unter-
suchungshaft genommen werden, darunter der Pro-
vinzvorsitzende der BDP Ibrahim Ayhan.                                       
 
6. Oktober 
Im Landkreis Akçakale in der Provinz Şanlıurfa wer-
den zwei syrischstämmige, angebliche PKK-Werber 
und zwei Studenten, die sich den PKK-Kämpfern in 
den Bergen anschließen wollten, festgenommen.                          
 
9. Oktober 
In Hakkari, Şırnak, Diyarbakır, Van, Batman und 
Mardin bleiben aus Protest zum 12. Jahrestag der 
Ausweisung Öcalans aus Syrien die Geschäfte ge-
schlossen. In Şırnak und Hakkari kommt es zu 
Schlägereien zwischen der Polizei und Demonstran-
ten, die auf den Straßen Barrikaden errichteten. In 
Mersin werfen Demonstranten einen Molotow-
Cocktail auf ein Fahrzeug von Zivilpolizisten. Dabei 
werden drei Beamte verletzt, einer schwer. 

Waffenstillstand gebrochen 

Am 13. Oktober kommt es in den ländlichen Ge-
bieten im Landkreis Ovacık, Provinz Tunceli, zu ei-
nem Feuergefecht zwischen PKK und Sicherheits-
kräften. Dabei werden zwei Soldaten und ein PKK-
Kämpfer getötet und ein Soldat verletzt.  

MHP Führung zum Beten in die Kirche 
 
1. Oktober – Der Führer der rechten MHP, Devlet 
Bahçeli, und etwa 40 Provinzvorsitzende der Partei 
finden sich zum Beten in einer Kirche im Ruinenort 
Ani ein. Ihn hatte es geärgert, dass in einer restau-
rierten armenischen Kirche in Van (Akdamar) eine 
Messe gefeiert worden war.  
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Mit dieser etwas sonderbaren Provokation leitete 
Bahçeli den Wahlkampf 2011 seiner Partei ein. Zur 
Begründung für seine Aktion erklärte er, man habe 
Anatolien schließlich nicht erobert, damit Akdamar 
wieder eröffnet und das (griechisch-orthodoxe) 
Kloster Sumela (Παναγία Σουμελά - in der Provinz 
Trabzon) zur erneuten Nutzung frei gegeben wird. 
Erforderlichenfalls werde man Anatolien erneut er-
obern.    
 
An die in Ani Versammelten richtet er Dankesworte: 
„Ihr habt klar gezeigt, dass das Vaterland nicht füh-
rerlos ist. Ihr habt Furcht in die Herzen der Grausa-
men getragen. Ihr habt die Kraft des türkischen Vol-
kes mit eurer nationalen Entschlossenheit bewie-
sen.“ 
 
Ani (armenisch Անի) ist eine seit mehr als drei 
Jahrhunderten verlassene und heute in Ruinen 
liegende ehemalige armenische Hauptstadt (Wiki-
pedia). Mit der Eroberung 1064 durch Alparsalan 
begann die Eroberung Anatoliens durch die Türken. 
Eine große Kirche in Ani wurde nach Entfernung des 
Kreuzes in eine Moschee umgewandelt. Diese 
Fethiye-Moschee ist heute für den Gottesdienst ge-
schlossen.  
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